. 


Preußiſche Geſetzſammlung 
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Juhalt: Geſetz wegen Abänderung des Heſetzes, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen 
an den Öffentlichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885, S. 133. — Geſetz wegen Abänderung des 
Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Lehrer an öffentlichen Volksſchulen, 
vom 4. Dezember 1899, S. 137. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des 
Grundbuchs für einen Teil der Bezirke der Amtsgerichte Diez, Dillenburg, Hachenburg und Marien⸗ 

berg, S. 138. 


(Fr. 10821.) Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die Penſionierung der Lehrer 
und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885 
(Geſetzſamml. S. 298). Vom 10. Juni 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x., 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Artikel J. 

An die Stelle der $$ 2, 8, 9, 17, 19, 20 und 25 des Artikels I des Ge— 
ſetzes, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Volksſchulen, vom 6. Juli 1885 Geſetzſamml. S. 298) treten folgende Vor— 
ſchriften: 

982 


Die Penſion beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nach vollen— 
detem zehnten, jedoch vor vollendetem elften Dienſtjahr eintritt, ¼85 und ſteigt 
mit jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahre bis zum vollendeten dreißigſten Dienſt⸗ 
jahr um ½ und von da ab um 9 des im § 4 beſtimmten Dienſteinkommens. 
Über un Betrag von ¼ dieſes Einkommens hinaus findet eine Steigerung 
nicht ſtatt. i 
In dem im § 1 Abſ. 2 erwähnten Falle beträgt die Penſion ¾ů%, in dem 
Falle des § 1 Abſ. 4 höchſtens 5 des vorbezeichneten Dienſteinkommens. 


88. 
Die Dienſtzeit, welche vor Beginn des achtzehnten Lebensjahrs liegt, bleibt 
außer Berechnung. 

Im Kriegsfalle wird die Militärdienſtzeit vom Beginne des Krieges, beim 
Eintritt in den Militärdienſt während des Krieges vom Tage des Eintritts ab 
gerechnet. 

Geſetzſammlung 1907. (Nr. 1082110823.) 31 
Ausgegeben zu Berlin den 28. Juni 1907. 
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5». 5 

Für jeden Krieg, an welchem ein Lehrer im preußiſchen oder im Reichs⸗ 
heer oder in der preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine oder bei den Kaiſerlichen 
Schutztruppen teilgenommen hat, wird demſelben zu der wirklichen Dauer der 
Dienſtzeit ein Jahr zugerechnet; jedoch iſt für mehrere in ein Kalenderjahr 
fallende Kriege die Anrechnung nur eines Kriegsjahrs zuläſſig. l 

Wer als Teilnehmer an einem Kriege anzuſehen iſt, unter welchen Voraus— 
ſetzungen bei Kriegen von längerer Dauer mehrere Kriegsjahre anzurechnen find, 
welche militäriſche Unternehmung als ein Krieg im Sinne dieſes Geſetzes an 
zuſehen und welche Zeit als Kriegszeit zu rechnen iſt, wenn keine Mobilmachung 
oder Demobilmachung ftattgefunden hat, dafür iſt die nach § 17 und § 7 der 
Reichsgeſetze vom 31. Mai 1906 (Reichs⸗-Geſetzbl. S. 565 und 593) in jedem 
Falle ergehende Beſtimmung des Kaiſers maßgebend. 

Für die Vergangenheit bewendet es bei den hierüber durch Königliche oder 
Kaiſerliche Erlaſſe gegebenen Beſtimmungen. 


512. 
Die Penſionen werden für jedes Kalendervierteljahr im voraus in einer 
Summe gezahlt. N 


$ 19. 
Das Recht auf den Bezug der Penſion ruht: 


1. wenn ein Penſionär das deutſche Indigenat verliert, bis zur etwaigen 
Wiedererlangung desſelben; 
2. wenn und folange ein Penſionär im Reichs- oder Staatsdienſt, im 
Dienſte einer Gemeinde oder eines ſonſtigen kommunalen Verbandes, 
im öffentlichen Schuldienſt oder im Kirchendienſt ein Dienſteinkommen 
bezieht, inſoweit der Betrag dieſes neuen Dienſteinkommens unter Hin- 
zurechnung der Penſion den Betrag des von dem Lehrer vor der 
Penſionierung bezogenen penſionsfähigen Dienſteinkommens überſteigt. 
Als Reichs- oder Staatsdienſt ſowie als Dienſt einer Gemeinde oder eines 
ſonſtigen kommunalen Verbandes im Sinne dieſer Vorſchrift gilt außer dem 
Militär⸗ und Gendarmeriedienſte jede Anſtellung oder Beſchäftigung als Beamter 
oder in der Eigenſchaft eines Beamten im Dienſte des Deutſchen Reichs, eines 
Bundesſtaats, eines deutſchen Kommunalverbandes, der Verſicherungsanſtalten für 
die Invalidenverſicherung und ſtändiſcher oder ſolcher Inſtitute, welche ganz oder 
zum Teil aus Mitteln des Reichs, eines Bundesſtaats oder eines deutſchen 
Kommunalverbandes unterhalten werden. 
Bei Berechnung des neuen Dienſteinkommens ſind diejenigen Beträge, 
welche für die Beſtreitung von Repräſentations- oder Dienſtaufwandskoſten ſowie 
zur Entſchädigung für außergewöhnliche Teuerungsverhältniſſe gewährt werden 
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und die Ortszulagen der Auslandsbeamten nicht in Anſatz zu bringen, die Dienſt⸗ 
wohnung iſt mit dem penſionsfähigen oder ſonſt hierfür feſtgeſetzten Werte, der 
Wohnungsgeldzuſchuß oder eine entſprechende Zulage mit dem penſionsfähigen 
Betrag oder, ſofern er nicht penſionsfähig iſt, mit dem Durchſchnittsſatz anzu⸗ 
rechnen. Iſt jedoch der wirkliche Betrag des Wohnungsgeldzuſchuſſes oder der Zu⸗ 
lage geringer, ſo iſt nur dieſer anzurechnen. 


§ 20. 

Ein penſionierter Lehrer, welcher in eine an ſich zur Penſion berechtigende 
Stellung im öffentlichen Volksſchuldienſte wieder eingetreten iſt, erwirbt für den 
Fall des Zurücktretens in den Ruheſtand den Anſpruch auf Gewährung einer 
neuen Penſion nur dann, wenn die neue Dienſtzeit wenigſtens ein Jahr be 
tragen hat. 

Bei der Penſionierung aus der neuen Stelle iſt dem Lehrer eine Penſion 
von so, inſoweit aber die der früheren Penſionierung zu Grunde gelegte alte 
und die neue Dienſtzeit zuſammen dreißig Dienſtjahre überſteigt, von / feines 
neuen penſionsfähigen Dienſteinkommens für jedes nach der früheren Penſionierung 
zurückgelegte Dienſtjahr zu gewähren. i 

Inſoweit der Betrag der neuen Penſion und der früher bewilligten Penſion 
zufammen ¼8j des höchſten Dienſteinkommens, von welchem eine dieſer Penſionen 
berechnet iſt, überſteigen würde, fällt das Recht auf den Bezug der früher be⸗ 
willigten Penſion hinweg. 

Erdient ein penſionierter Lehrer außerhalb des öffentlichen Volksſchuldienſtes 
in einem der im § 19 Nr. 2 genannten Dienſte eine Penſion, ſo iſt daneben die 
alte Penſion nur bis zur Erreichung desjenigen Penſionsbetrags zu zahlen, 
welcher ſich für die alte und die neue Dienſtzeit zuſammen aus dem der Feſt⸗ 
ſetzung der alten Penſion zu Grunde gelegten Dienſteinkommen ergibt. 


| $ 25. 0 

Hinterläßt ein penſionierter Lehrer eine Witwe oder eheliche oder legitimierte 
Nachkommen, ſo wird die Penſion noch für die auf den Sterbemonat folgenden 
drei Monate (Gnadenvierteljahr) unter Anrechnung des vor dem Tode des 
Penſionärs fällig gewordenen Betrags gezahlt. Die Zahlung erfolgt im voraus 
in einer Summe. 

Der gleiche Anſpruch ſteht den ehelichen Nachkommen einer im Witwen— 
ſtande verſtorbenen penſionierten Lehrerin zu. 

An wen die Zahlung erfolgt, beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde. 

Die Zahlung kann auf Verfügung dieſer Behörde auch dann ſtattfinden, 
wenn der Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſter— 
kinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ganz oder überwiegend geweſen iſt, 
in Bedürftigkeit hinterläßt, oder wenn und ſoweit der Nachlaß nicht ausreicht, 
um die Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung zu decken. 


ä 


Artikel II. 8 — 

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1907 in Kraft. 

Die auf geſetzlichem Anſpruche beruhenden Penſionen der bereits zu oder 
vor dieſem Zeitpunkt in den Ruheſtand getretenen Lehrer ſind, ſofern dieſe an 
einem der von deutſchen Staaten vor 1871 oder von dem Deutſchen Reiche ge⸗ 
führten Kriege teilgenommen haben, auf Grund des Artikels I § 2 mit Wirkung 
vom 1. April 1907 anderweitig feſtzuſetzen. Unter der gleichen Vorausſetzung 
und in der gleichen Weiſe können die auf Grund des Artikels 1 § 1 Abſ. 4 des 
Geſetzes vom 6. Juli 1885 bewilligten Penſionen erhöht werden. 

Die auf Grund dieſes Geſetzes feſtgeſetzten Penſionen werden gemäß Artikel I 
§ 26 des Geſetzes vom 6. Juli 1885 mit der Maßgabe aufgebracht, daß die 
Zahlung aus der Staatskaſſe bis zur Höhe von 700 Mark erfolgt. 

Die Vorſchriften des Artikels I § 19 finden auch auf die zu oder vor dem 
1. April 1907 in den Ruheſtand getretenen Lehrer Anwendung; desgleichen die 
Vorſchriften des Artikels 1 § 20, wenn die Lehrer nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes aus den neuen Stellen ausſcheiden. 

Der auf Grund dieſes Geſetzes den bereits penſionierten Lehrern zu zahlende 
Penſionsbetrag darf nicht hinter demjenigen zurückbleiben, welcher ihnen nach den 
bisherigen Vorſchriften zuſteht. 

Die Vorſchriften des Artikels I § 25 finden auf die Hinterbliebenen aller 
Penſionäre Anwendung, deren Tod am 1. April 1907 oder ſpäter eintritt. 

Die Vorſchrift des Artikels 1 § 17 gilt für alle nach dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes zahlbaren Penſionen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 10. Juni 1907. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. v. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. v. Bethmann Hollweg. 
Delbrück. Beſeler. Breitenbach. v. Arnim. 
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(Nr. 10822.) Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen 
s und Waiſen der Lehrer an öffentlichen Volksſchulen, vom 4. Dezember 1899 
(Geſetzſamml. S. 587). Vom 10. Juni 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Artikel J. 
Im F des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen 
der Lehrer an öffentlichen Volksſchulen, vom 4. Dezember 1899 Geſetzſamml. 
S. 587) fallen die Worte „durch nachgefolgte Ehe“ fort. 


Artikel II. 
An die Stelle des § 3 Abſ. 2 des Geſetzes vom 4. Dezember 1899 tritt 
folgende Vorſchrift: 
i Das Witwengeld foll jedoch, vorbehaltlich der im $ 5 verordneten 
Beſchränkung, mindeſtens dreihundert Mark betragen und dreitauſend— 
fünfhundert Mark nicht überſteigen. 


Artikel III. 
Hinter § 7 des Geſetzes vom 4. Dezember 1899 wird folgende Vorſchrift 
eingeſchaltet: 
$ 7a. 

Iſt der Verſtorbene nach feiner Penſionierung als Lehrer außer⸗ 
halb des öffentlichen Volksſchuldienſtes in einem der im Artikel I § 19 
Nr. 2 des Geſetzes vom 6. Juli 1885 Gſetzſamml. S. 298) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 10. Juni 1907 genannten Dienſte wieder- 
angeſtellt geweſen, fo find auf das Lehrer-Witwen- und Waiſengeld 
die den Hinterbliebenen aus der neuen Stellung des Verſtorbenen zu⸗ 
ſtehenden Verſorgungsanſprüche anzurechnen, inſoweit die Hinterbliebenen 
ohne dieſe Anrechnung mehr beziehen würden, als ihnen nach den Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes bei Zugrundelegung des im Artikel I § 20 
Abſ. 4 des Geſetzes vom 6. Juli 1885 in der Faſſung des Geſetzes 

vom 10. Juni 1907 gedachten Penſionsbetrags zuſtehen würde. 


Artikel IV. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1907 in Kraft. 
Die Beſtimmung des § 17 des Geſetzes vom 4. Dezember 1899 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 587) findet auch auf diejenigen Lehrer Anwendung, welche am 1. April 
Gejegfammlung 1907. (Nr. 1082210823.) 32 
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1907 Mitglieder der dort bezeichneten Kaſſen oder Veranftaltungen waren. Die 
ſchriftliche Erklärung iſt binnen ſechs Wochen nach Verkündung dieſes Geſetzes 
abzugeben. N 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 10. Juni 1907. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. v. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. v. Bethmann Hollweg. 
Delbrück. Beſeler. Breitenbach. v. Arnim. 


(Nr. 10823.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil der Bezirke der Amtsgerichte Diez, Dillenburg, Hachenburg und: 
Marienberg. Vom 11. Juni 1907. 


Alf Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der 
Grundbücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 
1899 Geſetzſamml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur An⸗ 
meldung von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Aus— 
ſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Diez gehörige Gemeinde Altendiez, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Dillenburg gehörige Gemeinde Eibach, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hachenburg gehörige Gemeinde 
Kundert, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Marienberg gehörige Gemeinde Fehl⸗ 
Ritzhauſen 
am 1. Auguſt 1907 beginnen ſoll. 
Berlin, den 11. Juni 1907. 


Der Juſtizminiſter. 
Beſeler. 
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